
Viele Arbeitsverträge 
enthalten Ausschluss- 
bzw. Verfallfristen. Was 
bedeutet das?

Zunächst unterliegen An-
sprüche aus dem Arbeits-
verhältnis der normalen 
Verjährung. Diese regel-
mäßige Verjährungsfrist 
beträgt für den konkre-
ten Anspruch 3 Jahre; sie 
beginnt grundsätzlich 
zum Jahresende bei Fäl-
ligkeit des Anspruches.

Mit den genannten Aus-
schluss- und Verfall-
fristen soll diese Ver-
jährungsdauer verkürzt 
werden und vorzeitig 
Befriedigung / Rechts-
sicherheit zwischen 
den Vertragsparteien 
schaffen. Daher ist in 
Arbeitsverträgen häufig 
geregelt, dass Ansprüche 
verfallen, wenn sie nicht 
innerhalb von 3 Monaten 
nach Fälligkeit bei der 
Gegenseite schriftlich 
geltend gemacht werden. 
Praktisch bedeutet dies, 
dass sich die Fristen für 
z.B. Lohnansprüche des 
Arbeitnehmers erheb-

lich verkürzen. Da solche 
Ausschluss- und Ver-
fallfristen regelmäßig in 
Gestalt einer Allgemei-
nen Geschäftsbedingung 
(AGB) daherkommen, un-
terliegen sie einer Klau-
selkontrolle und dürfen 
danach nicht unwirksam 
sein. Dazu wurde bisher 
von den Gerichten fol-
gendes herausgearbeitet: 

- �Sie müssen wechsel-
seitig gelten (also für 
Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer).

- �Es sind Fristen von we-
niger als 3 Monaten ge-
regelt.

- �Der Arbeitsvertrag 
sieht die Geltung eines 
Tarifvertrages vor; die 
Einbeziehung des Tarif-
vertrages, in dem Aus-
schlussfristen geregelt 
sind, ist aber als solches 
unwirksam.

- �Die Einhaltung der Frist  
sieht entgegen § 309 Nr. 
13 Bürgerliches Gesetz-
buch (BGB) die schrift-
liche Geltendmachung 
vor,  wonach ab dem 
01.01.2016 eine stren-
gere Form als die Text-

form unwirksam ist.

Ferner hat jetzt das 
Bundesarbeit sger icht 
die vorgenannten Un-
wirksamkeitsgründe er-
gänzt. Es hat wie folgt 
geurteilt: „Eine vom Ar-
beitsgeber vorformulier-
te arbeitsvertragliche 

Verfallklausel, die ohne 
jede Einschränkung alle 
beiderseitigen Ansprü-
che aus dem Arbeitsver-
hältnis und damit auch 
den ab 2015 garantierten 
Mindestlohn erfasst, ver-
stößt gegen das Transpa-
renzgebot des § 307 Abs. 
1 Satz 2 BGB und ist ins-

gesamt unwirksam, wenn 
der Arbeitsvertrag nach 
dem 31.12.2014 geschlos-
sen wurde. Dies erfasst 
im konkreten Fall auch 
den zu spät geforderten 
Anspruch auf Urlaubsab-
geltung des Arbeitneh-
mers, der dann nicht ver-
fällt, wenn er ihn nicht 
rechtzeitig innerhalb der 
Ausschlussfrist geltend 
macht. Die Klausel ist 
nicht klar verständlich, 
weil sie den Mindest-
lohn nicht ausnimmt und 
kann deshalb auch nicht 
für den Anspruch auf Ur-
laubsabgeltung aufrecht-
erhalten werden (§ 306 
BGB).“ 

Mit anderen Worten, 
auch wenn es solche ver-
einbarten Ausschluss- 
oder Verfallfristen gibt, 
lohnt sich eine Überprü-
fung dieser Fristen, auch 
wenn man zu spät dran 
ist. 
Oft sind diese Fristen 
unwirksam oder es wäre 
treuwidrig, wenn sich der 
Arbeitgeber (oder auch 
Arbeitnehmer) auf eine 
solche Frist beruft.
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